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der Sammlung des Bundes- 


Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 20. März 1958 
über die Annahme einheitlicher Bedingungen für die Genehmigung 
der Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahrzeugen 
und über die gegenseitige Anerkennung der Genehmigung 

Vom 12. Juni 1965 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be¬ 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Genf am 19. Juni 1958 von der Bundes¬ 
republik Deutschland Unterzeichneten Übereinkom¬ 
men vom 20. März 1958 über die Annahme ein¬ 
heitlicher Bedingungen für die Genehmigung der 
Ausrüstungsgegenstände und Teile von Kraftfahr¬ 
zeugen und über die gegenseitige Anerkennung der 
Genehmigung wird zugestimmt Das Übereinkom¬ 
men wird nachstehend veröffentlicht. 


Artikel 2 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
Änderungen der Vorschriften des Übereinkommens, 
die nach Artikel 13 des Übereinkommens angenom¬ 
men worden sind, durch Rechtsverordnungen mit 
Zustimmung des Bundesrates in Kraft zu setzen. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest¬ 
stellt. Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1). 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver¬ 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Übereinkommen nach 
seinem Artikel 7 Abs. 2 für die Bundesrepublik 
Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt 
bekanntzugeben. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 12. Juni 1965 

Der Bundespräsident 
Lübke 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister für Verkehr 
Seebohm 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Schröder 







